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In Ihrem Buch „Der europäische Land-
bote – Die Wut der Bürger und der Frie-
de Europas“ (2012) plädieren Sie für ein
Europa der Regionen. Ist das Wort sechs
Jahre später nicht arg gerupft und mit
Blick auf die Nationalismen in Ungarn
oder Polen unrealistisch?

Was ich arg gerupft finde, sind die Be-
griffe „realistisch“ und „pragmatisch“. Wa-
ren die Männer und Frauen, die nationa-
len Staats- und Regierungschefs, die im
letzten Jahrzehnt in europapolitischer Ver-
antwortung standen, Träumer, Utopisten,
Spinner? Nein, sie waren Pragmatiker, sie
machten, was sie für Realpolitik hielten.
Das Ergebnis: Krisen und verunsicherte
Bürgerinnen und Bürger. Die Realisten
hatten sich noch am 8. November 1989
nicht vorstellen können, dass die Berliner
Mauer fällt, und schon gar nicht, dass die
Sowjetunion implodiert. Aber wirklich völ-
lig irre ist, dass sie diese Lehre der Ge-
schichte nicht angenommen haben: Es ist
morgen mehr möglich, als du heute für rea-
listisch hältst. Selbst hochgebildete Men-
schen, pensionierte Hofräte in Wien oder
Abonnenten deutscher Intelligenzblätter
verstehen die einfachste Lehre aus der Ge-
schichte nicht: dass alles, was einen An-
fang hat, irgendwann ein Ende hat. Dass
die eigene Zeitgenossenschaft nicht Höhe-
punkt und Ende der Geschichte darstellt,
sondern dass es danach weitergeht und
mit Sicherheit anders wird. Und dass eben
auch Demokratiemodelle untergehen.
Deswegen stirbt die Idee der Demokratie
nicht, es bildet sich nur ein neues Demo-
kratiemodell heraus.

Aber zunächst haben Sie Brüssel in Es-
says und Reden besungen. Sein Besonde-
res. Seine unentdeckten Tugenden. Hat
es Sie verblüfft, als Sie das Ausmaß Ih-
rer Brüssel-Begeisterung erkannten?

Nein. Ich habe nie die Augen verschlos-
sen vor dem, was schiefläuft. Die Europäi-
sche Gemeinschaft und Brüssel als ihre
Chiffre – das hat sich ja in unser aller Köp-
fe festgesetzt, und was ich zunächst ge-
lernt habe, ist banal und war noch kein
Grund für Euphorie: Das Ding ist nicht
abstrakt, sondern menschengemacht, und
alles Menschengemachte muss man erzäh-
len können. Was mich begeistert hat, war
sozusagen der Sui-generis-Faktor. Eine Bü-
rokratie wie die europäische in Brüssel
hat es noch nie gegeben: Hier arbeiten
Menschen, die keinen Eid auf einen Staat,
sondern auf eine Idee geleistet haben!
Überlegen Sie, was das bedeutet! Men-
schen, die drei bis fünf Sprachen können,
hochqualifizierte Absolventen von Top-
Universitäten sind, ganz unterschiedliche
kulturelle Prägungen haben und sehr viel
aufgeben – Heimat, Familie, sozialen Kon-
text, das Leben in der eigenen Sprache
und Kultur. Und es hat mich erstaunt, wie
spartanisch die Büros sind, in denen sie sit-
zen, und wie schlank diese Brüsseler Büro-
kratie ist. Es gibt keine Zivilisation ohne
Bürokratie, und wenn man das akzeptiert,
dann muss man anerkennen, dass in Brüs-
sel eine Bürokratie in neuer historischer
Qualität entstanden ist.

Sie ist immer wieder mit dem Vorwurf
konfrontiert, weltfremd zu sein.

Weltfremd ist diese Kritik. In der Kom-
mission sitzen nicht Beamte, die abgeho-
ben von der Realität irgendetwas Verrück-
tes aushecken. Nein, sie machen, wofür sie
von den Mitgliedstaaten Auftrag und Kom-
petenz bekommen. Die Nationalstaaten
schaffen an, die Beamten müssen liefern,

und wenn Proteste in den Nationalstaaten
anschwellen, sagen die nationalen Regie-
rungschefs und Minister mit zynischem
Bedauern: „Was sollen wir machen? Es ist
die EU!“ Umgekehrt: Wenn die Kommissi-
on Vorschläge macht, werden sie regelmä-
ßig von den Nationalstaaten zurückgewie-
sen. Ein Papier der Kommission, das er-
wartungsgemäß im Rat zerrissen wird,
heißt intern Märtyrer-Papier. Zum Bei-
spiel hat die Kommission seit 25 Jahren
darauf gedrängt, dass eine gemeinsame
Migrations- und Asylpolitik beschlossen
wird. Lauter Märtyrer-Papiere. Und jetzt
haben wir das Chaos. Die nationalen Poli-
tiker, die mit ihren Vetos eine vernünftige
Gemeinschaftspolitik verhindert haben,
sagen jetzt: Die EU funktioniert nicht.
Also macht jeder, was er will, und das ist
der Grund, warum nichts funktioniert.

Zum Beispiel?

Der Nationalstaat ist jedenfalls kein Ga-
rant für Demokratie! In der Geschichte
der Nationalstaaten hat es längere Phasen

autoritärer Systeme gegeben als rechts-
staatliche Verhältnisse, und der Wett-
kampf der Nationen führte zu Imperialis-
mus, Kolonialismus und Sklaverei in ande-
ren Weltteilen, als Basis für den Reichtum
der Nationen, die sich ein Parlament leiste-
ten – zu Hause! Nein, der Nationalstaat ga-
rantiert nicht Demokratie, er garantiert
nur Nationalismus. Auf die Gegenwart be-
zogen: Es hat doch keinen Sinn, sich an
das Modell Nationale Demokratie zu klam-
mern, wenn die Voraussetzungen dafür
nicht mehr gegeben sind. Ich verstehe na-
türlich, dass die Realisten politisch Wün-
schenswertes für unrealistisch halten. Sie
werden, auch wenn sie in europapoliti-
scher Verantwortung stehen, national ge-
wählt, und sie wünschen sich für ihre Poli-
tik möglichst große nationale Zustim-
mung – auch wenn sie zu Zerwürfnissen
und Krisen in der Gemeinschaft führt.
Das ist es, was wir gegenwärtig erleben:
eine Realpolitik, die geschichtsblind und
phantasielos ist. Und deshalb real gefähr-
lich.

Das erklärt noch nicht, warum ein Euro-
pa der Regionen wünschenswert wäre.

Es geht bei dem europäischen Eini-
gungswerk um die Überwindung des Na-
tionalismus, langfristig um die Überwin-
dung der Nationen. Das ist begründet in
historischer Erfahrung, aber auch durch
die dynamische Globalisierung, also die
Zertrümmerung nationaler Grenzen und
Souveränität. So viele Menschen fürchten
sich vor der Globalisierung, zugleich hal-
ten sie den größten Kämpfer gegen Globa-
lisierung für verrückt, nämlich Trump. Sie
verteidigen ihren Nationalismus gegen die
EU, aber halten den Nationalismus von
Trump mit seiner America-First-Politik
für lächerlich. Also, was jetzt?

Welche Schlüsse ziehen Sie daraus?
Wenn wir anerkennen, dass die EU ver-

nünftigerweise ein nachnationales Projekt
ist, dann werden wir andere politische Ver-
waltungseinheiten brauchen als bisher.
Und da bieten sich logisch die Regionen an.
Regionen sind älter als Nationen, Kultur-

räume, die konkrete Identität stiften, wäh-
rend nationale Identität doch nur Fiktion
ist. Regionen konnten nie durch nationale
Leitkultur oder nationale Vereinheitli-
chungsversuche gebrochen werden, den-
ken Sie nur an Tirol: da wurde quer durch
eine willkürliche nationale Grenze gezo-
gen, aber Tirol ist Tirol. Die EU hat den Ver-
einheitlichungsanspruch der Nationen
nicht. Sie sieht in der Vielfalt ihren Reich-
tum. Die Regionen haben überschaubare
Größen, was die Möglichkeit politischer
Teilnahme erhöht. Und ein Europa der Re-
gionen würde endlich auch den Gleichheits-
grundsatz verwirklichen: Heute macht es ei-
nen enormen Unterschied, ob ich Bürger ei-
ner großen, ökonomisch starken, politisch
einflussreichen Nation bin oder eines ar-
men Kleinstaats. Europa als Netzwerk von
Regionen unter dem Dach einer gemeinsa-
men Republik, das hieße Anerkennung der
Vielfalt zu gleichen Bedingungen. Das war
der Traum von Victor Hugo, das war die er-
fahrungsgesättigte Vision von Jean Mon-
net, das ist die steckengebliebene Entwick-
lung der letzten sechzig Jahre.

Ich sagte ja: sympathisch und stellenwei-
se verführerisch! Leider hat mir Katalo-
nien den Regionaloptimismus ausgetrie-
ben. Wir haben es da nämlich mit Natio-
nalismus, Egoismus und Demagogie zu
tun. Ist nicht doch etwas dran an Ralf
Dahrendorfs These, die größere Einheit
– der Nationalstaat – biete den größten
Raum für Freiheit und Diversität?

Wie können Sie allen Ernstes sagen, die
größere Einheit biete den größten Raum
für Freiheit und Diversität, wenn es in Eu-
ropa Nationalstaaten gibt, die weniger Ein-
wohner haben als Frankfurt? Dahrendorf
hatte seinen Satz auf Deutschland ge-
münzt. Die Länder brauchen einen ge-
meinsamen Rechtszustand, gemeinsame
Rahmenbedingungen: die Bundesrepu-
blik. Aber das ist nicht das Ende der Ge-
schichte. Der nächste Schritt ist die Her-
stellung eines gemeinsamen Rechtszu-
stands für die Länder Europas.

Ich glaube, Dahrendorf warnte vor der
zu kleinen Einheit, die nicht in der Lage
sei, die größtmögliche Freiheit für ver-
schiedene Kulturen, Sprachen, Ethnien
zu garantieren. Vielleicht müssen wir prü-
fen, ob wir denselben Aufsatz meinen.

Warten Sie! Wenn Sie den Nationalis-
mus am Beispiel Katalonien ansprechen,
das muss auch ausgeräumt werden: Spa-
nien ist ein Nationalstaat, und in Madrid
sitzt die nationale Regierung. Stimmt?
Gut. Die nationale Regierung schickt die
Fuerzas Armadas – das sind die nationa-
len Streitkräfte, oder? – in eine Region!
Und Sie nennen nicht die nationale Regie-
rung, die aus der Hauptstadt der Nation
das nationale Heer schickt, sondern die
Menschen der Region Nationalisten? Das
finde ich komisch.

Warum? So, wie Deutschland die Bundes-
wehr schicken müsste, wenn bayerische
Nationalisten mehr Zulauf hätten und so
tollkühn wären wie Puigdemont. Die Ka-
talanen haben 1978 mit großer Mehrheit
für die spanische Verfassung und das Sta-
tut ihrer Autonomen Region gestimmt.
Wenn jetzt knapp die Hälfte aller Katala-
nen etwas anderes will, die Regeln des
Rechtsstaats bricht und die Interessen
der anderen Hälfte missachtet, finde ich
das nicht lustig. Spanien ist im Recht.

Spanien ist im Recht des Rechts der Na-
tion. Dass immer mehr Regionen aus Na-

tionalstaaten rauswollen, zeigt nicht ei-
nen Nationalismus im Kleinen, sondern
dass Nationen nicht mehr funktionieren.
Im Lissabon-Vertrag ist das Europa der Re-
gionen perspektivisch festgeschrieben.
Aber im Europäischen Rat sitzen die natio-
nalen Staats- und Regierungschefs und
verteidigen ihre Nationen. Sie tun das ge-
gen den Geist und die Idee des Europäi-
schen Einigungsprojekts. Denken Sie an
die Schotten: Beim Unabhängigkeitsrefe-
rendum war die Mehrheit zunächst für
den Austritt aus UK. Darauf sagte Barro-
so: Dann seid ihr draußen aus der EU. Wir
wissen heute, dass sich deswegen fast
zwanzig Prozent drehten und für Remain
stimmten – weil sie in der EU bleiben woll-
ten! Die Nationalisten in London provo-
zierten den Brexit. Und jetzt werden die
Schotten, die bleiben wollten, aus der EU
rauskatapultiert, also betrogen. Werden
Sie, Herr Ingendaay, das nächste Mal,
wenn die Schotten ein Referendum dar-
über abhalten, ob sie raus aus dem Verei-
nigten Königreich wollen, weil sie in der
nachnationalen EU sein wollen, werden
Sie dann sagen: furchtbar, dieser schotti-
sche Nationalismus?

Nein, der schottische Nationalismus ist
ein historischer Sonderfall. Eine ehemali-
ge Nation hat sich freiwillig unter das
Dach des Vereinigten Königreichs bege-
ben. Kommt nicht so oft vor. Der schotti-
sche Nationalismus betrifft Kultur, Le-
bensart, friedlich gelebte Differenz.

Die Geschichte ist voll von Sonderfäl-
len. Wenn wir sie ordnen, gibt es immer
Ja-aber-Einwände.

Schon 2013 haben Sie und Ulrike Gué-
rot gegen die Nationalismen die „transna-
tionale Demokratie“ ins Feld geführt. Er-
zählen Sie uns von Ihrer Aktion – und
welchen Schub für die Demokratie Sie
sich davon versprechen?

Wir werden im kommenden November
die Europäische Republik ausrufen. Es ist
höchste Zeit, diesen Schritt weiter zu ge-
hen: zu einer gesamteuropäischen Staat-
lichkeit, die endlich den ersten Satz der all-
gemeinen Menschenrechtserklärung von
1789 verwirklicht: Alle Menschen sind
frei und gleich in ihren Rechten geboren.
Dieses Versprechen ist noch immer nicht
eingelöst, nicht zuletzt, weil die nationa-
len Pragmatiker die Umsetzung für un-
möglich halten. Aber es ist unerträglich,
dass in Europa die Menschen verschiede-
ner Länder verschieden guten Zugang zu
Sozialleistungen und zu Bildung haben,
verschieden gut im Alter abgesichert sind,
verschieden hohe Steuern zahlen. Es ist
unerträglich, dass die Stimmen der Men-
schen in Europa, je nach Mitgliedstaat,
mehr oder weniger Gewicht in Hinblick
auf die Entscheidungen haben, die in der
Union getroffen werden. Aber sie alle dür-
fen sich europäische Bürger und Bürgerin-
nen nennen. Das ist grotesk. Und es ist un-
erträglich, dass die Krisen des nachnatio-
nalen Europas von jenen gemanagt wer-
den und nie gelöst werden können, die die-
se Krisen durch nationalen Eigensinn un-
entwegt heraufbeschwören und wieder
einmal zu Schlafwandlern werden.

Wenn jemand Sie einen europäischen
Träumer nennt, was antworten Sie?

Das wäre okay. Aber Schlafwandler europäi-
sche Realisten zu nennen ist eine Bedrohung.

Robert Menasse, geboren 1954 in Wien, erhielt im
vergangenen Jahr für seinen Roman „Die Haupt-
stadt“ den Deutschen Buchpreis.

Das Gespräch führte Paul Ingendaay.

Ein Gespräch mit dem EU-Enthusiasten Robert Menasse

NiewiederRealismus!

 TEUFEN, 21. August
Johann Sebastian Bach hat weder Hoch-
gebirge noch moderne Konzertflügel er-
leben können. Doch wenn sich Angela
Hewitt in die Welt des „Wohltemperier-
ten Klaviers“ hineinarbeitet, scheint ei-
nem beides plausibel: Da erhält, was zu-
nächst rationalistisch und strukturell ori-
entiert daherkommt, zunehmend eine
kahle, felsige Größe, und bei den Riesen-
fugen in a- oder h-Moll beispielsweise
sieht man sich auf schauerlich schöne
Weise in tiefe Abgründe zwischen gigan-
tischen Klangblöcken hineingepresst.

Beeindruckend war das, aber auch ein
besonderer Ton im Rahmen der dritten
Appenzeller Bachtage, die sich ansons-
ten in Interpretation und Umfeld auf ei-
nen menschenfreundlich erwärmenden,
nahbaren Bach ausgerichtet hatten.
Dass er dies in seiner realen, bürgerlich-
kantoralen Existenz höchstwahrschein-
lich nicht war, sondern im Gegenteil oft
von verprellender, kommunikationsstra-
tegisch unkluger Schroffheit, legte Mi-
chael Maul in einem jener anregenden
Vorträge dar, die zum Programm der
fünf hochkonzentrierten Veranstaltungs-
tage gehörten. Wie sich der neu gekürte
Leipziger Bachfest-Chef hier selbstver-
ständlich in den Reigen der Aktiven ein-
ordnete, darf man wohl als Kompliment
an das kleinere, viel jüngere und vorerst
im Zweijahresrhythmus geplante Schwei-
zer Schwesterfestival lesen.

Zumal dessen Mutterboden ein beson-
derer ist: Die Glaubensgeschichte des
Appenzeller Landes ist wie die des ne-
benan liegenden (partiell in den Veran-
staltungsreigen einbezogenen) St. Gal-
len teils katholisch, teils evangelisch-re-
formiert, aber nicht lutherisch geprägt.
Es gibt keine vergleichbaren Traditionsli-
nien kirchlicher Bachpflege wie im mit-
teldeutschen Raum. Und das Projekt, im
zerhügelten Nordosten der Schweiz zwi-
schen Bodensee und Alpenrand, 2006
eine Bach-Stiftung zu installieren mit
dem Ziel, innerhalb von zwanzig Jahren
das gesamte Vokalwerk des Thomaskan-

tors aufzuführen und per CD, DVD und
Streaming zu verbreiten, hatte auch exo-
tisch-experimentelle Aspekte.

Mittlerweile sind die sommerlichen
Bachtage in ihrem Miteinander von Kon-
zerten, gemeinsamem Gesang, einem
multimedialen Jugendprojekt und geselli-
gen Lustbarkeiten ein fruchtbarer Seiten-
zweig. Da wird einen Nachmittag lang
über Almhöhen und durch Bachtäler ge-
wandert, an Ruhe-Inseln kulinarisch-mu-
sikalisch abgesichert durch Bach-Para-
phrasen des Akkordeonisten Wieslaw
Pipczynski. Und es wird nicht nur viel ge-
hört, sondern in Werkeinführungen, Re-
flexionen, Zwiegesprächen und Stegreif-
Improvisationen auch viel geredet;
manchmal etwas zu viel, aber deutlich
entfernt von jenem Frontalunterricht in
Sachen Bach, der dessen Musik häufig in
eine quasisakrale Distanz setzt, die er
selbst nie gemeint und gewollt haben
kann. Hier geht sie unter ihre Hörer,
lässt sich ergreifen im gemeinsamen Cho-
ralgesang und gewinnt auch da, wo das
Auditorium passiv bleibt, einen nicht di-
stanziert belehrenden, sondern erfri-
schend umarmenden Charakter.

Der Mittler dafür heißt Rudolf Lutz,
ein klug bescheidener, diskreter Künst-
ler, an dessen wacher Stille freilich auch
eine geradezu quecksilbrige Neugier,
Entdeckungs- und Experimentierlust
mitarbeiten, und der dann in dem Mo-
ment, wo er in Sachen Bach (oder auch,
ausgesprochen dynamisch und bildhaft,
Telemann) vor seinen Klangkörpern
agiert, nicht gerade aus der Haut, aber
doch mit zupackend antreibender Ener-
gie in den physischen wie klanglichen
Raum hineinfährt.

So entstehen mit den fast familiär auf-
einander eingespielten (und dadurch je-
der Instrumentengruppe ihre eigenge-
prägte Originalität lassenden) Original-
klang-Ensembles quirlend wirbelnde, re-
genbogig verstiebende Klanggemälde,
manchmal durchsetzt von spitzbübi-
schen Orgel- oder Cembalo-Einschüben;
und es spielt dabei erstaunlicherweise

auch kaum eine Rolle, ob der Dirigent
die chorischen Partien einer Kantate so-
listisch besetzt oder die Stimmen verviel-
facht. Ersteres praktizierte er in der Re-
formationskantate „Gott der Herr ist
Sonn und Schild“ (BWV 79), die zweite
Variante wählte er für „Wo soll ich flie-
hen hin“ (BWV 5), zu der es überdies,
wie in der Schweizer Kantatenreihe Tra-
dition, eine ausführliche theologisch-mu-
sikalische Einführung gab, in der die Hö-
rer nicht nur wieder selbst singend mit-
tun konnten, sondern sogar der alte Bar-
de Gerhard Schöne, früher fast ein Volks-
held in der DDR, eine in diesem Weltwin-
kel höchst unvermutete Nieder- und Wie-
derkunft erfuhr.

Wie Lutz, heute 67 und im Hauptberuf
vier Jahrzehnte lang Gemeindeorganist,
neben seinen interpretatorischen und
musikvermittelnden Leistungen auch
selbst komponiert, war ebenfalls zu hö-
ren: Eine zum Reformationsjubiläum ge-
schriebene Luther-Kantate, deren Text
leider einen Schlag ins Didaktische hat,
zeigte ihn als perfekt disponierenden
Bachzeit-Wiedergänger, freilich recht re-
gelhaft, ohne jene reizvollen, dynamisie-
renden Asymmetrien, die seine Dirigate
so packend machen – eben auch durch
ein Umfeld, wo man sich nicht fremd
und von außen, sondern in Vertrauen
und Vertrautheit begegnet.

Was in der Verbindung von regionaler
Verwurzelung und Weltoffenheit auch
für die zweite treibende Kraft der Stif-
tung und ihrer Festtage gilt: Konrad
Hummler als Präsident des künstleri-
schen Unternehmens, ohne dessen Ide-
en, Vernetzungen und Sponsoring in sat-
ter Millionenhöhe keines von beiden so
existieren könnte, der sich hier aber le-
ger freundlich in die zweite Reihe zurück-
zog und eher als Wanderführer Gesicht
zeigte – Teil einer dienend verbundenen
Gemeinde wie dann auch Lutz, der den
Podiumsumbau zwischen zwei Stücken
resolut und ohne viel Aufsehen selbst in
die Hand nahm. Wer sich nicht dagegen
sträubt, gehört auch als Zugereister
schnell mit dazu.  GERALD FELBER

Ein Höhepunkt unter den Gedenkveran-
staltungen zum zweihundertsten Geburts-
tag von Karl Marx war die Errichtung ei-
ner Monumentalstatue in seiner Vater-
stadt Trier. Die gut fünf Meter hohe Bron-
zeplastik wurde vor Hunderten von Ehren-
gästen enthüllt. Das Werk des Bildhauers
Wu Weishan war ein Geschenk der Volks-
republik China.

Die Ministerpräsidentin von Rhein-
land-Pfalz, Malu Dreyer, bekannte: „Das
Geschenk aus China empfinde ich als eine
Säule und Brücke der Partnerschaft.“ Sie
verkennt dabei: Die Chinesen haben sich
dieses Geschenk selbst gemacht. Die kon-
ventionelle Plastik richtet sich hauptsäch-
lich an chinesische Touristen, die sich vor
dem Denkmal fotografieren möchten. Als
Kulisse benötigen sie eine monumentale
Figur mit hohem Wiedererkennungswert.
Bereits jetzt besuchen 50 000 chinesische
Touristen jährlich die Heimatstadt von
Marx. Gelockt von Mehreinnahmen durch
diesen Tourismus, bietet die Bundes-
republik eine Bühne für die chinesische
Selbstinszenierung und Selbstvergewisse-
rung. Obwohl am Geburtsort von Marx
plaziert, ist Wu Weishans Plastik im
Deutschland der Gegenwart ein Fremdkör-
per, etwas von außen Aufgezwungenes, es
handelt sich bei beiden Ländern ja nicht
um ideologisch verwandte Regimes wie
weiland die DDR oder die Sowjetunion.

Für dieses Danaergeschenk finden sich
bemerkenswerte Parallelen in der Ge-
schichte. So erhielt die ostdeutsche Indus-
triestadt Chemnitz, die zuvor in Karl-
Marx-Stadt umbenannt worden war, von
der Sowjetunion gratis eine vierzig Ton-
nen schwere Marx-Bronzebüste. Ihr
Schöpfer war der Bildhauer Lew Kerbel,
der sich mit Heldendenkmälern für die
Rote Armee einen Namen gemacht hatte,
und der über persönliche Beziehungen zu
Staats- und Parteichef Erich Honecker ver-
fügte. Die Chemnitzer Marx-Büste wurde
in Leningrad gegossen, zerlegt und in der
DDR wieder zusammengesetzt. Am 9. Ok-
tober 1971 weihte sie der Künstler in An-
wesenheit von Honecker, Robert-Jean

Longuet, dem Urenkel von Marx und wei-
teren Ehrengästen ein. Fast eine Viertel-
million Menschen hatte bot DDR als Jubel-
kulisse für die Demonstration der
deutsch-sowjetischen Freundschaft auf.
Nach dem Fall der Mauer nahm Chemnitz
seinen alten Namen an, doch das Denk-
mal blieb als touristisches Alleinstellungs-
merkmal der Stadt erhalten. Zusammen
mit einem gigantischen Lenin-Kopf im si-
birischen Ulan-Ude gilt es als größte Per-
sonenbüste der Welt. Der wuchtige Marx-
Schädel wirkt heute wie ein rätselhafter
Meteorit aus einer fremden Welt, einge-

schlagen im Hier und Jetzt. Auf den Ein-
wand des damaligen Stadtbaudirektors
Karl Joachim Beuchel, der riesige Bronze-
kopf auf einem graniten Sockel gestellt er-
schrecke womöglich selbst die besten
Kommunisten, hatte Kerbel entgegnet:
„Karl Marx braucht keine Beine, keine
Hände, sein Kopf sagt alles.“ Riesenplasti-
ken wie diese waren Geschenke und
Machtdemonstrationen zugleich, Ge-
schenke, die man nicht ablehnen konnte –
symbolisierten sie doch die Vormachtstel-
lung der Sowjetunion in der DDR.

Die gleiche Methode wendete die DDR
an, um einen Juniorpartner und Vasallen
an sich zu binden. So spendierte die DDR
dem sozialistischen Militärregime Äthio-
piens eine monumentale Marx-Büste. Die
Denkmalsschenkung anlässlich der Grün-

dung einer „Äthiopischen Arbeiterpartei“
sollte das strategische Bündnis mit der
DDR festigen und symbolisieren. Der Bild-
hauer Jo Jastram versah einen fünf Meter
hohen Steinblock aus rotem Meißner Gra-
nit mit einem schildartigen Relief mit
Marx’ Gesichtszügen. Das Denkmal wurde
in der DDR in Teilen vorproduziert, die
durch die Ladeluke von Transportflugzeu-
gen passten. Die Hoffnungen der DDR,
aus Äthiopien günstig Rohstoffe beziehen
zu können, erfüllte sich nur teilweise, doch
Honecker feierte das Marx-Monument bei
der Einweihung 1984 als „heilige Stätte,
die das Wachsen und Gedeihen des Sozia-
listischen Weltsystems“ versinnbildliche.
Tausende äthiopischer Parteimitglieder
und Militärangehöriger bejubelten den
Staatsratsvorsitzenden in einstudierter
Choreographie, und erzeugten bei Hone-
cker die Illusion, die DDR könne „Weltpoli-
tik“ betreiben. Jastrams Marx-Denkmal
überlebte die DDR und die Äthiopische
Volksrepublik. Es steht noch heute, leicht
angeschmuddelt, im Universitätsviertel
von Addis Abeba.

Trier, Chemnitz, Addis Abeba – drei
Schenkungen zeigen das gleiche Muster:
Ein Kunstwerk wird im Exportland konzi-
piert, produziert und am Zielort von eige-
nen Fachleuten aufgebaut. So wird auch
der eigene Kunstgeschmack exportiert,
ohne Rücksicht auf die Traditionen und
Mentalitäten des Gastlands. Trotzdem
soll das Werk die „Völkerfreundschaft“
und Zusammenarbeit beider Länder sym-
bolisieren. Der zu formende, zu erziehen-
de Juniorpartner, das jeweilige „sozialisti-
sche Entwicklungsland“ erhält das Ge-
schenk vom fortgeschrittenen „Großen
Bruder“. Der Beschenkte ist eine Projekti-
onsfläche für die Größenphantasien des
Schenkenden. Im Fall Trier scheint
Deutschland die Herabsetzung nicht wahr-
nehmen zu wollen, die hiermit verbunden
ist – es spielt die Rolle des lernbedürfti-
gen Juniorpartners. Manifestiert sich in
dem oktroyierten Geschenk vielleicht das
strategische Übergewicht des „Partners“
China?  CHRISTIAN SAEHRENDT

Es geht nicht um einen Bund von Nationalstaaten, es geht um eine Republik: Der Schriftsteller Robert Menasse  Foto Frank Röth

Marx? Geschenkt!
Freundschaftsgeste oder Machtdemonstration: Zu oktroyierten Statuen-Schenkungen

Karl-Marx-Büsten als Kolonialgeschenk
der DDR für Äthiopien  Foto Verlag Franz Steiner

Ersteig mit mir den Riesenfugengipfel
Wandern, zuhören, singen bei den hochambitionierten Appenzeller Bachtagen

Unser Kontinent muss Ernst machen mit seiner eigenen Idee:
Über die Vorzüge eines vielfältigen Europas der Regionen


